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Geſetz Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 17. 
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(Nr. 2350.) Verordnung, die Kompetenz der Friedensgerichte in der Rheinprovinz betreffend. 
Vom 11. Mai 1843. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. | 


haben auf den Antrag Unſerer getreuen Stände der Rheinprovinz die Vor⸗ 
ſchriften über die Kompetenz der Friedensgerichte einer Reviſion unter werfen 
laffen und verordnen nunmehr auf den Bericht des Staatsminiſteriums und 
nach erfordertem Gutachten einer aus Mitgliedern des Staatsraths ernannten 
Kommiſſion fuͤr den Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln, was folgt: 


$. 1. 
Die im S. 1. der Verordnung vom 7. Juni 1821. beſtimmte Summe, 
bis zu deren Höhe die Friedensgerichte in bloß perſoͤnlichen und Mobiliar: 
Sachen mit Zulaſſung der Appellation zu erkennen befugt ſind, wird von 
300 Thalern auf 100 Thaler herabgeſetzt. 


5 a §. 2. 
Die Friedensgerichte erkennen fortan, wenn ein ſchriſtlicher Miethsver⸗ 
trag vorliegt, auf die Räumung gemietheter Haͤuſer oder Wohnungen, ſofern 
die Klage auf die Nichtzahlung des Miethszinſes oder auf den Ablauf der 


Miethszeit 1 wird, und der . Miethszins die Summe von Fuͤnfzig 


Thalern nicht uͤberſteigt, wogegen ihre Kompetenz bei dem Vorhandenſeyn eines 
nur muͤndlich abgeſchloſſenen Miethsvertrages unbeſchraͤnkt iſt. a 

Sind in einem und demſelben Vertrage ein Haus oder eine Wohnung 
und andere Grundſtuͤcke zur Benutzung uͤberlaſſen worden, fo gehört die Raͤu⸗ 
mungsklage nur dann vor das Friedensgericht, wenn das Haus oder die Woh⸗ 


nung als Hauptgegenſtand des Vertrages anzuſehen iſt. 


8. . 

Laſſen ſich Partheien uͤber eine Sache, die ihrer Natur nach zur Kom⸗ 
petenz der Handelsgerichte gehoͤrt, bei dem Friedensgerichte ein, ſo finden gegen 
das ergangene Erkenntniß eben die Rechtsmittel wie gegen andere Erkenntniſſe 
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der Friedensgerichte ſtatt. Auf den in N e ſonſt zulaͤſſigen Perſonal⸗ 
re kann jedoch in dieſem Falle von dem riedensgerichte nicht erkann 
werden. 5 


§. 4. . 

Innerhalb ihrer Kompetenz und unter den im Artikel 472. der Civil⸗ 
Prozeßordnung enthaltenen Beſchraͤnkungen ſollen die Friedensgerichte kuͤnftig 
auch uͤber den Einſpruch erkennen, welcher gegen die, auf den Grund eines von 
ihnen erlaſſenen Erkenntniſſes eingeleitete Mobiliarexekution von dem Verurtheil⸗ 
ten erhoben wird. 5 


§. 5. 

Eben fo ſteht den Friedensgerichten innerhalb der im §. J. gegenwaͤrtiger 
Verordnung feſtgeſetzten Kompetenz die Entſcheidung über die Einſpruͤche gegen 
ſolche Mobiliarexekutionen zu, welche auf Grund von Notariatsakten oder zur 
Beitreibung der durch Urtheile der Strafgerichte feſtgeſetzten Civilentſchaͤdigun⸗ 
gen eingeleitet worden ſind. ; 

| $ 


5 $. 6. 
Mit derſelben Beſchraͤnkung 1 der Kompetenz ($. 1.) erkennen 
die Fried ensgerichte über die Anfprüche, welche von dritten Perſonen auf die bei 
dem Schuldner gepfaͤndeten Mobiliargegenſtaͤnde erhoben werden. 


f 2. $. 7. f | 
Die Friedensgerichte find in den Fällen, welche fie für dringend erach⸗ 
ten, befugt, auf den Grund der Artikel 558. 819. und 826. der Civilprozeß⸗ 
Ordnung, die Ermaͤchtigung zum Arreſtſchlage zu ertheilen. Ao 
Auch ſteht ihnen die Befugniß zu, uͤber die Guͤltigkeit eines Arreſtſchla⸗ 
ges zu erkennen, zu dem ſie die Ermächtigung erteilt haben, jedoch nur inner⸗ 
€ 


halb der allgemeinen Beſtimmungen ($. 1.) ü r die ihnen verliehene Kompetenz. 


f ; Sie Br 2 

Als Polizeirichter haben die Friedensrichter, ohne Ruͤckſicht auf das Maaß 
der geſetzlichen Strafe, uͤber alle Kontraventionen zu erkennen, welche nach In⸗ 
halt der Geſetze polizeilich geahndet werden ſollen, oder deren Strafe ausdrück- 
lich als eine polizeiliche bezeichnet iſt, in ſofern nicht in dem betreffenden Geſetze 
ſelbſt ein anderes angeordnet worden. ur 1 ban 


$. 9. 
Der $.2. der Verordnung vom 7. Juni 1821. e Die 

Ladungen vor das Friedensgericht erfolgen k nftig wieder nach den Vorſchrifſten 
der Civil⸗Prozeßordnung. 


F. 10. ; 3 1.9 u 
Die Entſcheidungen der Friedensrichter über poſſeſſoriſche ſo wie über 
Raͤumungsklagen (F. 2) find ohne Ausnahme der Appellation unterworfen. Die 
Friedensrichter koͤnnen jedoch die proviſoriſche Vollſtreckbarkeit ihrer die Raͤu⸗ 
mung eines Hauſes oder einer Wohnung ausſprechenden Urtheile mit oder ohne 
Buͤrgſchaftsbeſtellung verordnen. f 


8 * N 

„Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes finden keine Anwendung auf die zur 
Zeit der Publikation ſchon rechtshaͤngige Sachen. 4 
1 
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f / ; $. 12. 6 | . 
| So weit die bisher beſtandenen Geſetze durch die gegenwärtige, Verord⸗ 
nung nicht abgeändert find, bleiben dieſelben in Kraft. f 
0 Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. a 
Gegeben Potsdam, den 11. Mai 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Frhr. v. Müffling. Mühler. v. Savigny. 


Beglaubigt: 
Für den Staatsſekretär: 
Bornemann. 
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(Nr. 2351.) Geſetz über die bei gerichtlichen Verhandlungen mit Wenden zu beobachtenden 
Formen. Vom 11. Mai 1843. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen zur Ergaͤnzung und naͤheren Beſtimmung der 1 über die 
bei gerichtlichen Verhandlungen mit Wenden zu beobachtenden Formen, auf den 
Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und nach erfordertem Gutachten Unſeres 
Staatsraths, was folgt: 


8 
Der $. 422. des Anhangs zur Allgemeinen Gerichtsordnung wird dahin 
deklarirt, daß es zur Guͤltigkeit gerichtlich aufgenommener Teſtamente und Ko⸗ 
dizille der Wenden hinreicht, wenn ſtatt des wendiſchen Predigers und eines der 
wendiſchen Sprache kundigen Schulzen oder Gerichtsmannes zwei andere, der 
wendiſchen und deutſchen Sprache kundige Maͤnner, welche als — 
ein für allemal oder für dieſen Fall beſonders vereidigt worden, zugezogen find. 


Kara 8. 2. i 
Wenn bei gerichtlichen Verhandlungen mit Wenden in anderen Civil⸗ 
Sachen als den im S. 1. bezeichneten weder der Richter noch der Protokollfuͤhrer 
der wendiſchen Sprache kundig iſt, ſo genuͤgt die Zuziehung eines anderen, der 
deutſchen und wendiſchen Sprache kundigen Mannes, welcher als Dollmetſcher 
entweder ein fuͤr allemal oder fuͤr dieſen Fall beſonders vereidigt iſt. 


§. 3. 
Bringt bei einſeitigen Handlungen oder Erklaͤrungen der Wende einen 
beider Sprachen kundigen Mann zur Stelle, oder waͤhlen bei mehrſeitigen Ge⸗ 
(Nr. 2350 — 2351.) ſchaͤf⸗ 


— — 


ſchaͤften und bei prozeſſualiſchen Verhandlungen mit Einſchluß der Zeugenver⸗ 
nehmung, die Partheien n einen ſolchen Mann zu ihrem Dollmet⸗ 
ſcher, ſo bedarf es der Vereidigung deſſelben nicht. 

Sind die zugezogenen Juſtizkommiſſarien der wendiſchen Sprache Fun 
dig, fo vertreten dieſelben für ihre Partheien die Stelle des Dollmetſchers 


H. 4. f 8 
Die Verhandlung wird nach Vorſchrift des $. 422. des Anhangs zur 
Allgemeinen n in deutſcher Sprache niedergeſchrieben, dagegen 
erfolgt die Vorleſung oder Vorhaltung in wendiſcher Sprache. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem n Inſiegel. 
Gegeben Potsdam, den 11. Mai 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Frhr. v. Muͤffling. v. Rochow. Muͤhler. v. Savigny. 
Beglaubigt: 


Für den Staatsſekrelär: 
Bornemann. 


